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Bern

CalumMacKenzie und
Christian Zellweger

Tesfom Andemariam flüchtete
2014 in die Schweiz. Der junge
Mann aus Eritrea lernte Deutsch
und absolvierte eine Schnupper-
lehre in einer Malerei, während
er auf die Prüfung seines Asyl-
antragswartete.Weil Andemari-
am im Betrieb überzeugte, wur-
de ihm zu Beginn dieses Jahres
ein Lehrvertrag angeboten. Der
Kanton bewilligte die Ausbil-
dung, doch zwei Wochen später
kam eine erschütternde Nach-
richt: Andemariams Asylantrag
werde definitiv abgelehnt; er
müsse seine Stelle aufgeben, sei-
neWGverlassen und in einAsyl-
zentrum ziehen.

«Dass ein gut integrierter
jungerHerr einfach in einerAsyl-
unterkunft verelenden soll, ist
absolut stossend», sagtAndema-
riams Lehrmeister, Jürg Lüthi.
Lüthi ist der Präsident derMüh-
lethurner FDP und kandidiert
derzeit für den Nationalrat. Er
kritisiert die Behörden scharf:
Mit seiner «undifferenzierten
und harten»Haltung gegenüber
in Ausbildung stehenden abge-
wiesenen Flüchtlingen gefährde
der Kanton Bern die Integration.

Kein Rücknahmeabkommen
Mit Lehrprojekten will der Kan-
ton Bern die Integrationvon Ein-
wanderern fördern. Unterneh-
merwie Jürg Lüthi werden dazu
ermuntert, für Asylbewerber
Stellen zu schaffen. Doch wird
ihr Gesuch abgewiesen, dürfen
diese laut nationalemAsylgesetz
nicht mehr arbeiten (siehe Text
Mitte). «Wenn jemand nicht blei-
ben darf, soll er ausgeschafft
werden», sagt Lüthi. «Wenn das
nicht geht, wie bei Tesfom, soll-
ten sie nicht einfach herumsit-
zen müssen.» Da zwischen der
Schweiz und Eritrea kein Rück-
übernahmeabkommen bestehe,
werdeAndemariamnicht ausge-
schafft.Aufgrund der drohenden
Zwangsarbeit in der Armee Eri-
treaswill er nicht zurückkehren.

Weil es sich um eine Grauzo-
ne handle, habe der Kanton si-
cher einen gewissen Spielraum,
um die Weiterbeschäftigung zu
ermöglichen, sagt Lüthi. Doch
die Polizei- undMilitärdirektion
undRegierungsrat PhilippeMül-
ler, sein Parteikollege, zeigten
sich «kaum beweglich». Auch
eine Anfrage des «Bund» liess

das zuständige Amt für Migra-
tion und Personenstand gestern
unbeantwortet.

Zu arbeitswilligen, aber abge-
lehnten Asylbewerbern musste
derRegierungsrat jedochStellung
nehmen, als sie im Mai im Gros-
senRat zumThemawurden.Zwar
könne derBunddenKantondazu
ermächtigen, Bewilligungen zur
Erwerbstätigkeit zu verlängern,
so derRegierungsrat.DerKanton
Bern habe eine solche Ermächti-
gung aber noch nie ersucht. In
denmeisten Fällen hingenRück-
führungsprobleme mit der Un-
willigkeit des Abgewiesenen zu-
sammen, die Schweiz zu verlas-
sen. «Es wäre widersprüchlich,
wenn sich der Regierungsrat für
jene Personen einsetzen würde,
die nicht pflichtgemäss und
selbstständig ausreisen.»EineEr-
werbstätigkeit und finanzielle
Unabhängigkeit erhöhten den
Anreiz, nicht auszureisen.

«Sinnlos und frustrierend»
Dieser strikte Asylkurs ist aller-
dings das Resultat bürgerlicher

Politik. Mit Lüthis Intervention
werden aus ihren Reihen jedoch
Stimmen lauter, die diesen Kurs
infrage stellen. «Wenn sich ein
Unternehmer zur Ausbildung
eines Flüchtlings bereit erklärt,
es gut läuft und dann der Ent-
scheid zur Deportation verbun-
den mit einem Arbeitsverbot er-
folgt, ist das sinnlos und für alle
Beteiligten frustrierend», sagt
Leonhard Sitter, Geschäftsführer
von KMU Stadt Bern. Zu solchen
Fällen habe er direkte Rückmel-
dungen erhalten. Die jetzige

Handhabung sei nicht ganz
durchdacht. Sitter hofft auf eine
Diskussion, die zu «besseren Lö-
sungen» führe. «Wenndie öffent-
liche Hand die Einstellung von
Flüchtlingen anpreist, dann soll-
te sie auch nur die Personen ver-
mitteln, die eine Chance haben,
definitiv aufgenommen zu wer-
den.»

Dass eine begonnene Ausbil-
dung abgeschlossen werden
könne, liege im Interesse der
betroffenen Person und des
Ausbildungsbetriebs, sagt

Christoph Erb, Direktor des
kantonalen KMU-Verbands.
«Das sollte die Startchancen im
Heimatland erhöhen und eine
erfolgreiche Rückführung er-
leichtern,was wiederum im In-
teresse eines konsequenten
Vollzugs liegt.»

Lösung gesucht
Die Unzufriedenheit der ihnen
nahestehenden Gewerbler
scheint sich auf die bürgerlichen
Fraktionen im Grossen Rat aus-
zuwirken. Bei der BDP findet die
kantonale Praxis nicht nur Zu-
stimmung. So setzt sich etwa
Grossrat Ulrich Stähli seit Jahren
für die Integration von Asylsu-
chenden ein. Es gebe durchaus
unterschiedliche Meinungen
zum Thema in der Partei, sagt
BDP-Präsident Jan Gnägi. Er sel-
berwie auch der grösste Teil der
Partei sei abermit demVorgehen
des Kantons einverstanden. «Wir
können nicht Entscheide des
Bundes faktisch nichtig ma-
chen.» Adrian Haas (FDP) sagt,
für Arbeitgeber sei es stossend,

wenn eine bewährteArbeitskraft
plötzlich ihre Stelle aufgeben
müsse.Deshalb unterstützeman
Bemühungen, eine gesetzeskon-
forme Lösung für solche Härte-
fälle zu finden. Einzig für die SVP
ist klar: «Wer kein Asylrecht hat,
kann nicht in der Schweiz blei-
ben», sagt Präsident Werner
Salzmann.Man könne nichtwill-
kürliche Ausnahmen machen,
sonst unterlaufe man das Prin-
zip des Asylwesens.

Dennoch überwies der Gros-
se Rat im Juni einen Antrag von
Michael Köpfli (GLP),wonach für
erwerbstätigeAbgewiesene eine
Härtefallregelung geschaffen
werden sollte. Bis zur Ausreise
sollten sieweiterarbeiten dürfen.
Dafür stimmten auch mehrere
FDP- und BDP-Parlamentarier.

Derweil hat TesfomAndema-
riam gegen den Kanton Be-
schwerde eingereicht. In der Fol-
ge ist ihm erlaubt worden, seine
Vorlehre abzuschliessen. Die
eigentliche Lehre, die imAugust
begonnen hätte, darf er aber
nicht antreten.

Bürgerliche proben Aufstand für Flüchtlinge
Integration Ein bernischer Lehrling darf nicht arbeiten, weil sein Asylgesuch abgelehnt worden ist. Sein Lehrmeister, ein FDP-
Ortspräsident, bläst zumWiderstand gegen die «harte Haltung» des Kantons. Auch Gewerbeverbände fordern «bessere Lösungen».

Malermeister und FDP-Nationalratskandidat Jürg Lüthi mit seinem Lehrling Tesfom Andemariam. Foto: Franziska Rothenbühler

«Dass ein gut
integrierter
junger Herr
in einer Asyl-
unterkunft
verelenden soll,
ist absolut
stossend.»
Jürg Lüthi
Präsident der FDPMühlethurnen,
Nationalratskandidat und Maler-
meister

Härtefälle und besondere Umstände

Abgewiesenen Asylsuchenden ist
es laut Asylgesetz verboten, eine
Erwerbstätigkeit auszuführen.
Unter besonderen Umständen
kann das Eidgenössische Justiz-
und Polizeidepartment den Kan-
tonsbehörden erlauben, bestimm-
ten Personen die Arbeitsbewilli-
gung über den Ablauf der
Ausreisefrist hinaus zu verlängern.
Es gebe Kantone, die von diesem

Ermessensspielraum Gebrauch
machten und den Betroffenen
anboten, ihre Ausbildung fortzu-
setzen, sagt die Schweizerische
Flüchtlingshilfe auf Anfrage. Der
Kanton Bern gehört offenbar nicht
dazu. Wenn sich eine abgewiese-
ne Person in einer persönlichen
Notlage befindet, kann der Kanton
in einem sogenannten Härtfall
ihren Aufenthalt bewilligen. (mck)

Verkehr Noch fährt der selbstfah-
rende Bus erst im Testbetrieb
durch dieMatte.EinenRüffel gibt
es aber bereits aus demQuartier:
Der Bus fahre auf dem Trottoir,
und die EndhaltestelleMarzili sei
so gewählt, dass man mit dem
Kinderwagen nicht daranvorbei-
komme und auf die Strasse aus-
weichen müsse, schreibt Quar-
tierbewohnerin Sabina Meier in
einemLeserbrief an den «Bund».
«Ich bin nicht per se gegen die-
sen Bus, aber er soll bitte nicht
auf demTrottoir fahren,wo auch
Kinder unterwegs sind», präzi-
siert Meier, die selbst auch drei
Kinder hat. Konkret spricht die
Marzili-Bewohnerin den Ab-

schnitt derStrecke zwischenBrü-
ckenstrasse und Weihergasse
gleichvorderTalstation derMar-
zilibahn an. Diese Zone sei bis-
her autofrei gewesen und habe
somit den Fussgängern als Fuss-
weg und den Kindern zum Spie-
len gedient.

«Strecke ist bewilligt»
Damit der Kleinbus die besagte
Strecke passieren kann, hat das
Tiefbauamt der Stadt Bern das
bisherige Fahrverbot für Motor-
wagen undMotorrädermit einer
Beitafel ergänzt: Nun ist die Ste-
cke für den Linienverkehr geöff-
net. Um die Haltestelle «Marzi-
li» zu bedienen, muss der Bus

das Trottoir überqueren, um an-
schliessend auf einem Privatbo-
den zu wenden.

Rolf Meyer, Mediensprecher
von Bernmobil, verteidigt die
Route. «Die ganze Strecke ist be-
willigt», sagt Meyer. Die Bewilli-
gung hat das Departement für
Umwelt, Energie, Verkehr und
Kommunikation (Uvek) erteilt.
Zudem sei die besagte Stelle
nicht gefährlich. «Wenn jemand
dort läuft oder spielt, hält derBus
an», so Meyer. Auch sei weiter-
hin genug Platz für Passanten
vorhanden. Folglich zieht Bern-
mobil trotz Kritik keine Konse-
quenzen: «Die Route soll nicht
abgeändert werden.» (sik)

Ärger über selbstfahrenden Bus:
Der «Matte Schnegg» rollt übers Trottoir

Stadtentwicklung Das Areal Wey-
ermannshaus-West soll sich vom
Gewerbegebiet zu einemdichten
urbanen Stadtgebiet mit hohem
Wohnanteil wandeln. Der Ge-
meinderat hat dafür das städte-
bauliche Konzept und die Über-
bauungsordnung verabschiedet.
Gestern begann die öffentliche
Mitwirkung. Sie dauert bis 4.
September, wie die Stadtregie-
rung mitteilte.

ZumTeil bestehen imWeyer-
mannshaus noch langjährige
Baurechte, undverschiedene Ge-
werbebauten werden weiterhin
benützt. Das Gebiet wird sich
deshalb über einen längeren
Zeitraum entwickeln.

Die Stadt Bern plant dasAreal in
enger Zusammenarbeit mit den
Grundeigentümerinnen. Dabei
handelt es um die Burgerge-
meinde Bern und die Post.

Hohe Dichte
Die Überbauungsordnung lässt
laut Gemeinderat eine hohe
Dichte zu, wie sie in der Stadt
Bern bisher kaumüblichwar. Ein
Drittel der Wohnungen wird
preisgünstig im Sinne derWohn-
initiative sein.

Das Areal ist gut an den öf-
fentlichenVerkehr angebunden,
der Gemeinderat strebt daher
eine «autoarme Entwicklung»
an. Zur Lebensqualität beitragen

sollen auchverschiedenartige öf-
fentliche, halb öffentliche und
private Aussenräume, auch auf
den Dachterrassen.

Das Areal wird insgesamt
durchlässigerundgegenüberheu-
te besser mit den angrenzenden
Quartieren vernetzt. Dies insbe-
sonderedurchden zentral durchs
Areal führenden«Boulevard»,der
das Untermattquartier mit dem
Weyermannshaus-Badverbindet.

Nach der öffentlichenMitwir-
kung folgen als weitere Pla-
nungsschritte die Vorprüfung
durch den Kanton und die öf-
fentliche Auflage. Die Volksab-
stimmung ist für 2021 vorgese-
hen. (sda/pd)

MehrWohnungen oder Platz für das Gewerbe:
Mitwirkung für ArealWeyermannshaus-West beginnt


